
Marktgemeinde Hinterbrühl 

Verwaltungsbezirk Mödling 

 

NIEDERSCHRIFT 

öffentlich 

Lfd.Nr. GR 08/2026 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Hinterbrühl  

in der 16. Funktionsperiode 

 

Datum: 10.02.2026 

Ort: Hauptstraße 29a, 2371 Hinterbrühl, großer Sitzungssaal 

Beginn: 19:02 Uhr 

Ende: 19:32 Uhr 

Vorsitz: Bürgermeister Erich Moser 

Schriftführer: Martina Köck 

 

Anwesend: 

ÖVP 
Bgm. Erich Moser 
gfGR Peter Pikisch 
gfGR Richard Mayssen 
gfGR Hans-Jörg Preiss  
GR Katrin Tschebular 
GR Ursula Huber-Kainz 
GR Corine Sicher 
GR Peter Durec 
 

UBL 
Vbgm. Johanna Riedl 
GR Stefan Dannenmaier  
GR Johannes Schwertner 
GR Gottfried Arnold 
 
 
GRÜNE 
gfGR Albrecht Wagner 
GR Lukas Brunbauer 
 

NEOS 
gfGR Hans Michael Sablatnig 
GR Andreas Jankowitsch 
 
 
FPÖ 
GR Karl Eske  
GR Gerhard Kerbl 
 
 
 
 
SPÖ 
GR Heinrich Holzer 
GR Markus Dietinger 

 

Entschuldigt abwesend: 

GR Lisa Waberer 

GR Claudia Haider-Kasztler 

GR Michael Mayer-Wildenhofer 

 

Nicht entschuldigt abwesend: 
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Tagesordnung 

 

GR öffentlicher Teil 

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 02.12.2025 

3. Angelobung eines neuen Gemeinderatsmitgliedes 

4. Ergänzungswahl Gemeindevorstand 

5. Nachbesetzung Ausschüsse 

6. Mitgliederbestellung Sonderschulgemeinde Hinterbrühl (Nachbesetzung) 

7. Mitgliederbestellung Mittelschulgemeinde Hinterbrühl (Nachbesetzung) 

8. Vertretung Bürgermeister in Verband (Nachbesetzung)  

9. Bestellung Mitglieder Disziplinarkommission für Gemeindebeamte 

(Nachbesetzung) 

10. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

GR nicht öffentlicher Teil 

11.  Wohnungsangelegenheiten 
12.  Personalangelegenheiten 
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1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 19:02 Uhr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

Der Vorsitzende informiert, dass folgender Dringlichkeitsantrag nach § 46 Abs. 3 NÖ GO 

eingebracht wurde: 

 

Resolution: Gemeindefinanzen vor Bundeshaftung schützen 

Wurde eingebracht am 24.01.2026 um 22:08 Uhr per Mail von GR Eske (FPÖ), GR Eske 

verliest den Dringlichkeitsantrag und erklärt die Dringlichkeit des Antrages. 

 

 

Vbgm Riedl betritt den Saal um 19:03 Uhr während GR Eske den Antrag verliest und erklärt. 

 

 

Antrag des Vorsitzenden: 

den Dringlichkeitsantrag „Resolution: Gemeindefinanzen vor Bundeshaftung schützen“ in die 

Tagesordnung aufzunehmen. (Beilage 1) 

 

Beschluss: abgelehnt          Zustimmungen:   3 (FPÖ/Eske, Kerbl; GRÜNE/Brunbauer) 

  Gegenstimmen:  16  

  (Abstimmung ohne Huber-Kainz, da noch nicht angelobt) 

 

 

2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 02.12.2025 

Folgende Einwände wurden von gfGR Wagner eingebracht: 

zum Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 2.12.2025 beantrage ich die folgenden Korrekturen, 
damit das Protokoll dem Gesetz und den gefassten Beschlüssen entspricht: 

Seite 3:  

•       Streichung des Absatzes der beginnt mit „Bezüglich des Dringlichkeitsantrags erläutert 

Bgm Moser …“ 

•       Begründung: Wer sich zu einem dringlichen Antrag inhaltlich äußern möchte, muss für die 

Aufnahme des Antrags in die Tagesordnung stimmen und kann dann auch entsprechende 
Protokolleinträge veranlassen. Gegenständlich wurde der Antrag abgelehnt. Daher gilt der 
diesbezüglich sehr strenge Text der Gemeindeordnung:  

o       "Gegenstände, die nicht in die Tagesordnung aufgenommen sind, können nur dann 
behandelt werden, wenn der Gemeinderat hiezu seine Zustimmung gibt. Solche Anträge 
(Dringlichkeitsanträge) kann jedes Mitglied des Gemeinderates schriftlich und mit einer Begründung 
versehen vor Beginn der Sitzung einbringen. Der Antragsteller hat das Recht, seinen Antrag im 
Gemeinderat zu verlesen. Der Gemeinderat beschließt hierüber ohne Beratung. Der Vorsitzende hat 
nach Zuerkennung der Dringlichkeit vor Eingehen in die Tagesordnung bekanntzugeben, nach 
welchem Verhandlungsgegenstand diese Angelegenheit inhaltlich behandelt wird." 
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Im Rahmen der Abstimmung über die Aufnahme in die Tagesordnung stehen also 
(mit Ausnahme der Verlesung durch den Antragsteller) genau niemandem 
Kommentare zu. Wenn der Antrag angenommen wurde, gibt es später eine 
Diskussion dazu. Wenn nicht, geht die Sitzung unmittelbar mit dem 1. 
Tagesordnungspunkt weiter, weil der beantragte Gegenstand eben nicht in die 
Tagesordnung aufgenommen wurde und daher gibt es dazu auch keine 
„Behandlung“.  

Damit hat der Gesetzgeber sichergestellt, dass entweder diskutiert wird – und dann 
von allen – oder es wird nicht diskutiert – und dann ebenfalls von allen. Eine 
nachvollziehbare, weil faire gesetzliche Regelung. Sonderrechte zur Kommentierung 
durch den Bürgermeister sind nicht vorgesehen. Auch das ist nur logisch, denn wenn 
der Bürgermeister inhaltlich Stellung nimmt (wie gegenständlich) täte er dies in 
seiner Rolle als Gemeinderatsmitglied und nicht in seiner formalen Rolle als 
Sitzungsleiter – und das ist eben genau nicht zulässig. 

Seite 4: 

•       Ersatz des Satzes "Zukünftig soll nur ein Beschlussprotokoll geführt werden" 

•       durch den Satz " Zukünftig soll nur ein Beschlussprotokoll geführt werden; wenn ein/e 

Sitzungsteilnehmer:in zusätzlich wünscht, dass eine bestimmte Aussage ins Protokoll aufgenommen 
wird, ist diese Aussage gleich in der Sitzung eingeleitet mit den Worten "Ich gebe zu Protokoll .." zu 
formulieren." 

•       Begründung: So war der Inhalt des Antrags der zur Abstimmung gebracht wurde und nur 
dieser Antrag wurde vom Gemeinderat einstimmig angenommen. 

Seite 7: 

•       Streichung des Absatzes der Beginnt mit "Bgm Moser antwortet …"  

•       Begründung: Es handelt sich um eine inhaltliche Entgegnung auf den Protokolleintrag von 
gfGR Wagner, die vom Bürgermeister als Diskussionsteilnehmer jedoch nicht explizit zu Protokoll 
gegeben wurde. Die Aufnahme der Wortmeldung des Bürgermeisters verletzt damit klar den in der 
selben Sitzung gefassten Beschluss des Gemeinderates zu Beschlussprotokoll und Protokolleinträgen. 
Die Gemeindeordnung sieht auch keine Sonderrechte des Bürgermeisters betreffend Protokolleinträge 
vor. Zudem wurden die Wortmeldungen des Bgm nicht wortwörtlich wiedergegeben, wie es ein 
Protokolleintrag erfordert – auch dieser Mangel wird durch die Streichung geheilt. 

Seite 8 bis zur letzten Seite: 

•       Streichung aller Absätze die beginnen mit „Bgm Moser sieht das anders …“ oder „Bgm 
Moser verwehrt sich …“  oder "Bgm Moser antwortet …" und ähnlicher Diskussionsbeiträge des 
Bürgermeisters, die nicht in der Sitzung als Protokolleinträge diktiert wurden. 

•       Begründung: wie oben 

Des Weiteren weise ich darauf hin, dass ein „Beschlussprotokoll“, wie vom GR beschlossen, auch keine 

über den konkreten Text des Antrags hinausgehenden inhaltlichen Darstellungen enthält. 
Gegenständlich ist etwa die Darstellung zu TO 7 deutlich erweitert gegenüber dem Text des Antrags. 
Ich rüge dies diesmal aus Effizienzgründen noch nicht, werde dies aber ab dem nächsten Protokoll 
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tun. Der GR beschließt ja nach sorgfältiger Erwägung aus guten Gründen und dann sollte diesen 
Beschlüssen auch Rechnung getragen werden. 

Antrag des Vorsitzenden: 

Die Änderungen wie beantragt vorzunehmen. 

 

Beschluss: angenommen Zustimmungen:  17 

  Gegenstimmen:  2 (FPÖ/Eske, Kerbl) 

  (Abstimmung ohne Huber-Kainz, da noch nicht angelobt) 
 

      

3. Angelobung neues Gemeinderatsmitglied 

Aufgrund der Mandatsverzichte von Ulrike Götter mit 31.01.2026, wurde Frau Mag. art Ursula 

Huber-Kainz auf Vorschlag der Partei als neues Mitglied in den Gemeinderat einberufen. 

 

Im Auftrag des Vorsitzenden wird folgende Gelöbnisformel von der Schriftführerin verlesen (§ 

97 NÖ GO): 

„Ich gelobe, die Bundes- und Landesverfassung und alle übrigen Gesetze der Republik 
Österreich und des Landes Niederösterreich gewissenhaft zu beachten, meine Aufgabe 
unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, die Verpflichtung zur Geheimhaltung gemäß § 21 
Abs. 2 zweiter Satz zu wahren und das Wohl der Gemeinde Hinterbrühl nach besten Wissen 
und Gewissen zu fördern“.  
 

Das neue Mitglied des Gemeinderates legt darauf hin dem Bürgermeister durch die Worte „Ich 

gelobe“ und mit Handschlag das Gelöbnis ab.  

Der Bürgermeister heißt sie im Gemeinderat herzlich willkommen. 

 

 

4. Ergänzungswahl Gemeindevorstand 

Durch den Mandatsverzicht von gfGR Ulrike Götterer muss ein Ersatzmitglied in den 

Gemeindevorstand gewählt werden. Folgende Vorschläge zur Nachbesetzung im 

Gemeindevorstand wurde von der Partei eingebracht. 

 

GR Katrin Tschebular 

 

 

Als Wahlhelfer bestimmt der Vorsitzende gfGR Mayssen und GR Arnold. 

 

Die Wahl erfolgt geheim und mit Stimmzettel. 

 

20 Stimmzettel werden ausgegeben 

20 abgegebene Stimmzettel 

20 gültige Stimmzettel auf Katrin Tschebular 

0 ungültige Stimmzettel 

 

 

Der Vorsitzende verkündet das Wahlergebnis. Die Gewählte nimmt die Wahl an. 

  



Gemeinderat am 10.02.2026 

Seite 6 
 

5. Nachbesetzung Ausschüsse 

Durch den Mandatsverzicht von gfGR Ulrike Götterer sind Nachbesetzungen in den 

Ausschüssen erforderlich. Folgende Vorschläge zur Nachbesetzung wurde von der Partei 

eingebracht. 

 

Kultur, Senioren und Vereinswesen 

Ursula Huber-Kainz 

 

Soziales – schulische Angelegenheiten, Hort, KG, und Wohnungsvergaben 

Ursula Huber-Kainz 

 

Gesundheit, Sicherheit, Zivilschutz 

Ursula Huber-Kainz 

 

Da auf Grund der Ergänzungswahl von GR Katrin Tschebular  in den Gemeindevorsand die 

Mitgliedschaft im Prüfungsausschuss erlischt, wurde der Fraktion ÖVP und Unabhängige GR 

Ursula Huber-Kainz für den Prüfungsausschuss vorgeschlagen. 

 

Prüfungsausschuss 

Ursula Huber-Kainz 

 

Als Wahlhelfer bestimmt der Vorsitzende gfGR Mayssen und GR Arnold. 

 

Die Wahl erfolgt geheim und mit Stimmzettel. 

 

20 Stimmzettel werden ausgegeben 

20 abgegebene Stimmzettel 

20 gültige Stimmzettel  

0 ungültige Stimmzettel 

 

Der Vorsitzende verkündet das Wahlergebnis. Die Gewählte nimmt die Wahl an. 

 

6. Mitgliederbestellung Sonderschulgemeinde Hinterbrühl (Nachbesetzung) 

Aufgrund des Mandatsverzichts von gfGR Ulrike Götterer muss eine Nachbesetzung für den 

Ausschuss der Sonderschulgemeinde erfolgen. Vorgeschlagen wurde von der ÖVP  

Katrin Tschebular. 

 

Antrag des Vorsitzenden: 

gfGR Katrin Tschebular als Mitglied der Sonderschulgemeinde Hinterbrühl zu bestellen. 

 

 

Beschluss: einstimmig angenommen Zustimmungen: 20 

  Gegenstimmen:   0 
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7. Mitgliederbestellung Mittelschulgemeinde Hinterbrühl (Nachbesetzung) 

Aufgrund des Mandatsverzichts von gfGR Ulrike Götterer muss eine Nachbesetzung für den 

Ausschuss der Mittelschulgemeinde erfolgen. Vorgeschlagen wurde von der ÖVP  

Katrin Tschebular. 

 

Antrag des Vorsitzenden: 

gfGR Katrin Tschebular als Mitglied der Mittelschulgemeinde Hinterbrühl zu bestellen. 

 

Beschluss: einstimmig angenommen Zustimmungen: 20 

  Gegenstimmen:   0 

 

   

8. Vertretung Bürgermeister in Verband (Nachbesetzung) 

In den diversen Verbänden ist der Bürgermeister der Vertreter der Gemeinde und Mitglied der 

Verbandsversammlung. Bei Verhinderung des Bürgermeisters kommt § 27 NÖ GO zum 

Tragen.  

Lt. § 8 Abs. 1 NÖ Verbandsgesetz kann der Gemeinderat auf Vorschlag des Bürgermeisters 

auch einen anderen Vertreter der Gemeinde und einen Ersatzmann aus seiner Mitte bestellen. 

Ansonsten richtet sich die Vertretung im Falle einer Verhinderung des Bürgermeisters nach 

den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung.  

gfGR Ulrike Götterer ist in der Gemeinderatssitzung vom 25.03.2025 als Vertreter des 

Bürgermeisters für den Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband bestellt worden. Auf 

Grund des Verzichtes von Frau Götterer soll dies nun gfGR Katrin Tschebular übernehmen. 

 

Antrag des Vorsitzenden: 

gfGR Katrin Tschebular als Vertretungen des Bürgermeisters für den Standesamts- und 

Staatsbürgerschaftsverband zu beschließen. 

 

Beschluss: einstimmig angenommen Zustimmungen: 20 

  Gegenstimmen:   0 

   

 

9. Bestellung Mitglieder Disziplinarkommission für Gemeindebeamte 

(Nachbesetzung) 

Auf Grund der Gemeinderatswahl 2025 muss bei den Bezirkshauptmannschaften die 

Disziplinarkommission für Gemeindebeamte nach der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 

1976 (GBDO) neu gebildet werden. 

Jede Gemeinde, die Beamte beschäftigt (aktive und/oder im Ruhestand) hat vier 

Gemeinderatsmitglieder für die Bestellung als weitere Mitglieder der Disziplinarkommission 

vorzuschlagen. In der Gemeinderatssitzung vom 25.03.2025 wurde gfGR Ulrike Götterer als 

eines von 4 Mitgliedern dieser Kommission bestellt. 

Auf Grund des Verzichts von Frau Ulrike Götterer soll nun gfGR Katrin Tschebular  als Mitglied 

der Disziplinarkommission bestellt werden. 

 

Antrag des Vorsitzenden: 

gfGR Katrin Tschebular als Mitglied der Disziplinarkommission zu bestellen. 

 

Beschluss: einstimmig angenommen Zustimmungen: 20 

  Gegenstimmen:   0 
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10. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

• gfGR Wagner fragt, wie es im Hinblick auf die neue NÖ Bauordnung für Hinterbrühl 

aussieht. Bgm Moser berichtet, dass daran gearbeitet wird und es bereits mehrere 

Termine auch mit den Raumplanern dazu gab, detaillierte Informationen folgen, 

sobald verfügbar, im Raumordnungsausschuss. 

 

• gfGR Wagner erkundigt sich, ob die Bausperre Hermann Gmeiner Gasse noch 

aufrecht ist, auf der Homepage der Gemeinde ist sie nicht mehr. Bgm Moser und 

auch gfGR Pikisch können das im Moment nicht genau sagen, die Antwort wird aber 

am nächsten Tag nachgereicht. 

 

• GR Eske möchte wissen, wie mit dem Schreiben von Arch. Dipl. Ing. Klein zu 

Neugasse 3 umgegangen wird und fordert dieses als Beilage dem Protokoll der 

heutigen Sitzung beizulegen. Bgm Moser erwidert, dass das Schreiben als Hardcopy 

für alle Gemeinderäte eingegangen ist und diese heute für alle zur Mitnahme 

aufliegen. Da das Thema nicht Punkt der heutigen Tagesordnung ist, lehnt Bgm 

Moser eine Beilage zum Protokoll ab. 

Bgm Moser gibt zu Protokoll: 

Als Bürgermeister handle ich in sämtlichen Bauverfahren ausschließlich als Behörde 

und habe dabei selbstverständlich die geltenden Gesetze einzuhalten. 

Als Behörde darf ich auch nach dem Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes 

nicht einfach Informationen aus einem Verwaltungsverfahren in die Öffentlichkeit 

spielen oder im Gemeinderat behandeln, ich muss bei jeder einzelnen Auskunft 

abwägen, ob dadurch Interessen der Verfahrensparteien verletzt werden könnten. 

Dabei ist es nicht von Bedeutung, ob das Verfahren noch anhängig, oder bereits 

abgeschlossen ist. 

Allgemein kann ich jedoch Folgendes festhalten: 

1. Forstbehörde ist die Bezirkshauptmannschaft, nicht der Bürgermeister. Mir ist es 
daher gar nicht erlaubt, bei Rodungen einzuschreiten. Dies ist Aufgabe der 
Bezirkshauptmannschaft. 

2. Wenn ein Grundstück als Bauland gewidmet ist, darf es auch – im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen – bebaut werden. 

3. Die Baubehörde prüft im Verfahren die Einhaltung von Gesetzen und 
Verordnungen. Stellt sie dabei Widersprüche fest, darf der Antrag aber nicht gleich 
abgewiesen werden. Dem Bauwerber muss Gelegenheit gegeben werden, seinen 
Antrag zu korrigieren und ergänzende Unterlagen nachzureichen. Das ist eine 
gesetzliche Vorgabe und liegt nicht im Ermessen der Baubehörde. 

4. Dadurch erklärt sich auch eine lange Verfahrensdauer: Diese entsteht eben durch 
eine genaue Prüfung und den in der Folge zu erteilenden Verbesserungsaufträgen. 
Die Baubehörde lässt Anträge nicht einfach jahrelang „unbearbeitet“ liegen. 

5. Für Bauvorhaben, die zum Zeitpunkt der Kundmachung einer Bausperre bereits 
anhängig waren, darf diese Bausperre nicht mehr angewendet werden, dies ist 
gesetzlich so geregelt und nicht die Entscheidung der Behörde. 

6. Es liegt auch nicht in der Entscheidungskompetenz der Baubehörde, ob ein Antrag 
auf Einleitung eines Verwaltungsverfahrens zurückgezogen wird, oder nicht. Die 
Baubehörde drängt auch niemanden dazu, einen Antrag zurückzuziehen. 
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• GR Arnold greift das Thema der im letzten Jahr von der GVA Mödling falsch 

verschicken Gebührenvorschreibung (bedingt durch die Umstellung beim 

Versandpartner) auf, das aktuell noch immer zum Versand falscher 

Mahngebühren führt und ersucht um Klärung mit GVA Mödling. Bgm Moser 

sagt zu, dem nachzugehen und eine Lösung mit GVA Mödling zu suchen. 

 

 

Der Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil um 19:32 Uhr. 

 

 

 

 

__________________________ __________________________ 

Schriftführer Vorsitzender 

(Martina Köck) (Bgm. Mag. Erich Moser) 

 

 

 

Für die Fraktionen: 

 

 

 

___________________________  ___________________________ 

ÖVP (gfGR Dr. Hansjörg Preiss) UBL (gfGR Johanna Riedl) 

 

 

 

___________________________ __________________________ 

GRÜNE (gfGR Albrecht Wagner) NEOS (gfGR Michael Sablatnig) 

 

 

 

___________________________ __________________________ 

FPÖ (GR Karl Eske) SPÖ (GR Heinrich Holzer) 

 


